
BÜRGERMEISTERAMT MEISSENHEIM 

ORTENAUKREIS 

Niederschrift Nr. 11 

der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats  

vom Montag, dem  10.11.25 

 19:30 Uhr bis 21:37 Uhr 

im Rathaus in Kürzell   

 

Anwesenheitsliste 

Bürgermeister 

Alexander Schröder entschuldigt 

   
die Gemeinderäte 

Sabine Fischer  

Klaus Fuhrmann entschuldigt 

Andreas Gauch entschuldigt 

Martin Heimburger  

Sven Kirner  

Lisa Kleis  

Thomas Kölli entschuldigt 

Bodo Lange entschuldigt 

Jasmin Lehmann  

Sven Leuthner  

Christian Maurer  

Paul Santo entschuldigt 

Gerald Sensenbrenner entschuldigt 

Hugo Wingert  

 

die Ortschaftsräte 

Robert Althauser  

Miriam Fischer  

Sandra Frenk  

Ingrid Rieth-Jäger  
 

die Bezirksbeiräte 

Beatrice Biehler  

Fabian Kern  

Viktoria Ritter-Lüden  

Helmut Schuster  

Silke Wendle  

Jochen Kern  

   
von der Verwaltung 

Matthias Wiedemer  

Patricia Hess  
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Franziska Reiff  

   

   

Zuhörer 5  

Presse 2  

Aufgrund der Verhinderung des Bürgermeisters A. Schröder übernimmt dessen erste Stellver-
treterin, Gemeinderätin S. Fischer die Sitzungsleitung.  

Tagesordnungspunkt 11 wird abgesetzt. 

Gemeinderätin S. Fischer eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Ladung ordnungsgemäß 
erfolgt und die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  

1. Frageviertelstunde 

Keine Wortmeldungen 

2.  Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Der Gemeinderat genehmigt einstimmig das Protokoll der letzten Sitzung.  

3.  Information über die in der nichtöffentlichen Sitzung am 20.10.2025 ge-
fassten Beschlüsse 

Es wurden am 20.10.2025 keine Beschlüsse in nichtöffentlicher Sitzung gefasst 

 

4.  Wahl eines Mitglieds des Gemeinderats für die Verpflichtung des Bürger-
meisters 

Entsprechend § 92 Nr. 2 Landesbeamtengesetz (LBG) wird das Beamtenverhältnis des Bürger-
meisters durch die rechtsgültige Wahl begründet.  

Mit Ablauf der Anfechtungsfrist bzw. mit Abschluss des Wahlprüfungsverfahrens kann der 
Bürgermeister sein Amt antreten.  

Amtsantritt ist am 06.12.25 Der Amtsantritt ist der Rechtsaufsichtsbehörde anzuzeigen.  

Eine Ernennungsurkunde ist für den Bürgermeister nicht erforderlich.  

Entsprechend § 42 Abs. 6 GemO wählt der Gemeinderat aus seiner Mitte ein Mitglied, welches 
den Bürgermeister in öffentlicher Sitzung vereidigt und verpflichtet. 

Es wird vorgeschlagen, Gemeinderätin S. Fischer für die Verpflichtung zu wählen.  

Der Gemeinderat wählt einstimmig Gemeinderätin S. Fischer, die den Bürger-
meister vereidigt und verpflichtet.  
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5. Ausscheiden von Gemeinderat Bodo Lange und Nachrücken in das Gre-
mium 

Mit der Wahl von Bodo Lange zum Bürgermeister der Gemeinde Meißenheim ist für seine 

Person ein Hinderungsgrund nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 a GemO entstanden. Er scheidet mit dem 

Amtsantritt als Bürgermeister, d.h. mit Ablauf des 05.12.25 aus dem Gemeinderat aus und 

wird künftig als Bürgermeister entsprechend § 42 Abs. 1 GemO Vorsitzender des Gemeinde-

rats sein.  

Entsprechend § 29 Abs. 5 GemO stellt der Gemeinderat fest ob ein Hinderungsgrund nach 

Abs. 1 gegeben ist.  

Der Gemeinderat stellt einstimmig fest, dass Bodo Lange entsprechend § 29 

Abs. 1 Nr. 1 a GemO mit Ablauf des 05.12.25 aus dem Gremium ausscheidet. 

Aufgrund des Ausscheidens von Bodo Lange aus dem Gemeinderat rückt die nächste nach § 

25 Abs. 2 i.V. mit § 26 Abs. 2 GemO als Ersatzbewerberin festgestellte Kandidatin in das Gre-

mium nach.  

Da entsprechend § 2 der Hauptsatzung der Gemeinde für die Wahl des Gemeinderats die un-

echte Teilortswahl festgelegt worden ist, erfolgt die Zuweisung des Sitzes auf den Wahlvor-

schlag der Freien Liste für den Ortsteil Kürzell.  

Als Ersatzbewerberinnen sind in der Reihenfolge der Stimmenzahlen festgestellt 

 Miriam Fischer   401 Stimmen 

 Nadine Reichart  370 Stimmen 

 Monique Schwendemann 292 Stimmen 

Der Gemeinderat stellt einstimmig fest, dass kein Hinderungsgrund entspre-

chend § 29 GemO vorliegt, so dass ab dem 06.12.25 Miriam Fischer entspre-

chend § 25 Abs. 2 i.V. mit § 26 Abs. 2 GemO in den Gemeinderat nachrückt. 

 

6.  Besoldungsgruppe des künftigen Bürgermeisters 

Der Gemeinderat hat zu entscheiden, welcher Besoldungsgruppe die Stelle des künftigen Bürgermeis-

ters zuzuordnen ist. Gemäß §1 Abs. 2 S.2 Landeskommunalbesoldungsgesetz (LKomBesG) ist über die 

Einweisung spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Amtsantritt zu beschließen. 

Nach § 1 Abs. 2 LKomBesG sind die kommunalen Wahlbeamten nach sachgerechter Bewertung, insbe-

sondere unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl sowie des Umfangs und des Schwierigkeitsgrades 

des Amtes, in eine der nach § 2 in Betracht kommenden Besoldungsgruppen einzuweisen. 
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Gemäß §2 LKomBesG sind hauptamtliche Bürgermeister von Gemeinden der Größengruppe von 2.000 

bis zu 5.000 Einwohner den Besoldungsgruppen A15 bzw. A16 zuzuordnen. Bei der Entscheidung ist 

zu berücksichtigen, dass die festgesetzte Besoldungsgruppe für die gesamte erste Amtsperiode Be-

stand hat. Wird der Amtsinhaber nach Ablauf seiner Amtszeit bei der unmittelbar darauffolgenden 

Wahl wiedergewählt, richtet sich die Besoldung nach der höheren Besoldungsgruppe. 

In Anlehnung an die bisherige Praxis wird vorgeschlagen, den künftigen Bürgermeister der Besol-

dungsgruppe A 15 zuzuordnen. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, das Amt des Bürgermeisters der Ge-
meinde Meißenheim in die Besoldungsgruppe A15 einzuweisen. 

 

7.  Bauanträge 

7.1 Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung im vereinfachten Verfahren für den Neu-
bau eines Einfamilienwohnhauses mit Einzel- und Doppelgarage auf dem Flst. Nr. 5573, 
Buchenweg 10 in Kürzell.  

Der Antragsteller beantragt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Einzelgarage und 
Doppelgarage zur Genehmigung im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO auf dem Flurstück 
Nr. 5573, Buchenweg 10 in Kürzell.  

Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Kleinfeldele III“. Die Zu-
lässigkeit des Vorhabens ist entsprechend nach §30 BauGB zu beurteilen. 

Das Vorhaben entspricht insgesamt den Festsetzungen des Bebauungsplanes und ist da-mit 
genehmigungsfähig. 

Der Gemeinderat leitet den Bauantrag einstimmig positiv zur Genehmigung an 
das Landratsamt Ortenaukreis weiter. 

 

7.2 Antrag auf Nutzungsänderung einer Garage zu Praxisräumen im vereinfachten Bauge-
nehmigungsverfahren auf dem Grundstück Flst. Nr. 148/2, Rathausstraße 14 in Meißen-
heim 

Der Antragsteller beantragt die Nutzungsänderung einer Garage zu Praxisräumen für die Er-
weiterung einer vorhandenen Logopädiepraxis im vereinfachtes Verfahren nach § 52 LBO BW 
auf dem Grundstück Flst. Nr. 148/2, Rathausstraße 14 in Meißenheim. 

Das Grundstück liegt in keinem Bebauungsplan, sondern im unbeplanten Innenbereich nach § 
34 BauGB. Das Gebiet wird als Mischgebiet nach § 6 BauNVO eingeschätzt. Demnach sind An-
lagen für gesundheitliche Zwecke, allgemein zulässig. 

Laut Ermittlung der Anzahl notwendiger Kfz – Stellplätze sind 2 zusätzliche Stellplätze not-
wendig, die im Lageplan dargestellt sind. 



S e i t e  | 5 

Der Gemeinderat möge das Bauvorhaben einstimmig positiv zur Genehmigung 
an das Landratsamt Ortenaukreis weiterleiten und das Einvernehmen nach § 36 
BauGB erteilen. 

 

8. Waldwirtschaftsplanung 

Forstrevierleiter Gunter Hepfer wird zur Sitzung eingeladen, um die Waldwirtschaftsplanung 

zu erläutern.  

Der Forstrevierleiter stellt den Vollzug 2024, den aktuellen Stand 2025 und den Haushaltsplan 

2026 vor. Im Jahr 2024 wurde weniger Holz eingeschlagen als geplant. Dank sehr guter Holz-

preise, eines starken Brennholzabsatzes und des Bundesfördermoduls „Klimaangepasstes 

Waldmanagement“ ergab sich dennoch ein deutlich positives Ergebnis von insgesamt 51.091 

Euro. Mehr als die Hälfte der Erträge stammt aus nicht-holzwirtschaftlichen Bereichen. Die 

reine Holzproduktion erzielte rund 9.500 Euro Überschuss. Das Eschentriebsterben klingt ab. 

Alt- und Totholz wird gezielt als Lebensraum belassen, was Fördervoraussetzungen erfüllt. 

Neupflanzungen erfolgen in Trupps. Dadurch fallen langfristig weniger Pflegekosten an. Aus 

einem Trupp entsteht langfristig ein großer, neuer Baum. Das Schutzmaterial wird weiterver-

wendet oder durch verrottbare Alternativen ersetzt. Im Wald soll aufgrund der Erfahrungen 

mit dem Klimawandeln und der Vergangenheit vermehrt auf einen Eichenwald gesetzt wer-

den. Die Eiche ist etwas Wärme- und Trockentoleranter. Die Resilienz hängt aber auch davon 

ab, wie stark die Klimaveränderungen zunehmen. Zur Wertsteigerung werden geeignete 

Bäume geästet. Im Bereich Soziales fielen höhere Sachkosten an, vor allem durch die Ver-

kehrssicherung.  

Für 2025 liegt der Vollzug derzeit im Plan. Für 2026 ist wegen eines sinkenden Eschenanteils 

und eines schwachen Brennholzmarkts ein zurückhaltender Einschlag vorgesehen. Die Durch-

forstung der Lotharflächen wird priorisiert. Pappel bleibt eine geringwertige Baumart. Die 

Waldränder sollen aktiv gepflegt und gegebenenfalls beweidet werden. Der Rheinwald soll in 

den kommenden Jahren aufgrund des Integrierten Rheinprogramm, des daraus resultieren-

den neuen Polder Ichenheim/Meißenheim/Ottenheim und der Flutungen im Schollen, hoch-

wassertoleranter entwickelt werden. Der Maschinenaufwand liegt beim Bauhof, der Verwal-

tungsaufwand umfasst Personalkosten. Pflanzungen werden unter „Kulturen“ verbucht. Im 

Frühjahr ist erneut eine Bürgerpflanzaktion geplant. In der Adventszeit findet eine Schlag-

baumversteigerung statt, im Januar folgt die Brennholzversteigerung. Der Wald wird weiter 

klimaresilient umgebaut und speichert zusätzlich CO2.  

Im Gemeindewald ist die Europäische Wildkatze wieder nachgewiesen. Die Art galt in weiten 

Teilen Baden-Württembergs als verschwunden und kehrt nun vor allem über den Oberrhein-

graben zurück. Fachleute führen die Rückkehr vor allem auf Zuwanderung aus Frankreich und 

teilweise aus Rheinland-Pfalz zurück. Die Forstliche Versuchsanstalt Baden-Württemberg mel-

det für 2024 deutlich mehr gesicherte Nachweise als in früheren Jahren. Die Tiere sind sehr 

scheu und werden meist nur durch Fotofallen, Totfunde oder seltene Sichtungen bestätigt. 
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Gleichzeitig besteht die Gefahr der Durchmischung mit Hauskatzen. Fachleute der FVA berich-

ten, dass in genetischen Untersuchungen seit 2006 mehr als die Hälfte der Funde Hybride wa-

ren. Um die Vermischung einzudämmen, wird eine Kastrationspflicht für Freigänger-Hauskat-

zen diskutiert, die in Baden-Württemberg auf Kommunaler Ebene geregelt werden kann. 

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung einstimmig, den Waldwirtschafts-
plan für 2026 in der Haushaltsplanung zu berücksichtigen. 

 

9.  Einführung einer zentralen Vormerkung für die Kindergärten 

In der Gemeinde Meißenheim gibt es in 3 Kindergärten insgesamt 223 Plätze (Krippe und KiGa) 

die vergeben werden müssen. Bisher haben die Eltern ihre Kinder mit einer schriftlichen An-

meldung für einen Kindergarten- bzw. Krippenbetreuungsplatz direkt in der gewünschten 

Kindertagesstätte vormerken lassen. Von den Einrichtungen wurden dann die erforderlichen 

Daten aufgenommen.  

Manche Eltern haben ihre Kinder in mehreren Einrichtungen angemeldet um sicher zu gehen, 

dass sie auf jeden Fall einen Platz für ihr Kind erhalten. Diese Vorgehensweise ist sowohl für 

die Eltern als auch für die Einrichtungen sehr aufwändig und zeitintensiv. 

Der Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS) hat in Zusammenarbeit mit mehreren 

Städten das Kita- Data- Webhouse- Modul „Zentrale Vormerkung“ entwickelt, welches neben 

einer Aufwandsreduzierung auch eine verlässliche Grundlage für die Bedarfsplanung der Kin-

dertagesbetreuung bietet und gleichzeitig zu einer transparenten Platzvergabe beiträgt. Es 

wird vom KVJS kostenlos zur Verfügung gestellt. 

Durch die zentrale Vormerkung bei der zentralen Stelle erfolgt keine konkrete Platzvergabe. 

Diese soll wie gehabt eigenverantwortlich in den Kindertageseinrichtungen erfolgen. Für die 

Eltern wird entsprechendes Informationsmaterial erarbeitet (Handreichung/ Ablaufschema 

wie sie ihr Kind einfach für einen Kita- Platz vormerken können). 

Technische Einrichtung: 

Es entstehen durch die kostenfreie Bereitstellung durch den KVJS keine Kosten durch das 

Tool. Die Einrichtung erfolgt webbasiert. Die Einrichtung soll über das Hauptamt in Abstim-

mung mit den Kindergartenleitungen erfolgen. 

Der laufende Betrieb könnte durch eine im Hauptamt angegliederte Stelle gewährleistet wer-

den. 

Eltern können den Betreuungsbedarf online vormerken und dabei bis zu fünf Einrichtungen 

auswählen. Für Meißenheim bedeutet dies, dass alle drei Kindergärten in einer Prioritätenliste 

angegeben werden können. 
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Geschwisterkinder können im System vermerkt und bei der Vergabe priorisiert werden. Dop-

pelanmeldungen werden automatisch ausgeschlossen. Sobald eine Zusage erfolgt, wird das 

Kind aus den anderen Wartelisten entfernt. 

Viele Abläufe sind automatisierbar: Standard-E-Mails informieren Eltern über den Stand ihrer 

Vormerkung (z. B. Eingang, Zusage, Absage oder Warteliste), Kinder werden nach einer Zu-

sage automatisch aus den Wartelisten anderer Einrichtungen entfernt, und Export- sowie Lis-

tendruckfunktionen erleichtern die Arbeit in Sitzungen oder bei internen Abstimmungen. 

Die Daten laufen zentral bei der Kommune zusammen und können dort ausgewertet und wei-

terbearbeitet werden. Abfragen wie es aktuell der Fall ist, können entfallen, was den Verwal-

tungsaufwand dahingehend vermindert. 

Auch für die Einrichtungen selbst bietet das System Steuerungsmöglichkeiten: Freie Plätze 

können eigenständig gepflegt werden, wobei diese nur für die Einrichtung selbst und die zent-

rale Stelle sichtbar sind. Darüber hinaus lassen sich nicht-betriebserlaubnispflichtige Ange-

bote wie Ferienbetreuung oder Tagespflege erfassen, sollte dies erforderlich werden. Selbst 

Entgeltordnungen oder besondere Hinweise können von den Einrichtungen ins System ein-

gespielt und für Eltern sichtbar gemacht werden. 

Die Einführung erfolgt über ein Testsystem, in dem Einstellungen (Aufnahmekriterien, Stan-

dardtexte, Eingabemasken) ausprobiert werden können. Nach erfolgreicher Erprobung wer-

den diese Konfigurationen ins Echtsystem übertragen. Regelmäßige Anpassungen sind jeder-

zeit möglich, z. B. wenn sich Aufnahmekriterien oder Gruppenstrukturen ändern. 

Zusätzliche Vergabekriterien: 

Die bisherigen Vergabekriterien sollen berücksichtigt werden: 

Es wird vorausgesetzt, dass die Anmeldung rechtzeitig vorlag. Anmeldungen, die nach der 

Herausgabe der Zusagen in den Einrichtungen eintreffen, werden nachrangig behandelt. 

1. Kinder mit Erstwohnsitz in der Gemeinden Meißenheim und Kürzell. Kinder, deren 
Eltern Mitarbeitende in den Kindertageseinrichtungen sind. 

2. Kinder, die aufgrund einer persönlichen Notlage einen Kitaplatz benötigen. Die 
Prüfung und Entscheidung hierzu obliegt der Kita-Leitung in Abstimmung mit der 
Trägervertretung. 

3. Kinder, deren Eltern einer Berufstätigkeit nachgehen, eine Ausbildung absolvieren 
bzw. dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen müssen (vgl. SGB VIII §24 (3)) 

4. Lückenloser bzw. fortführender Übergang wie bspw. Übergang von U3 Gruppe zu 
Ü3 Gruppe.  

5. Kinder, deren Geschwister die Einrichtung zeitgleich besuchen. 
6. Kinder der Warteliste. 
7. Alter des Kindes, ältere Kinder werden vorrangig aufgenommen. 
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Bei rechtzeitiger Anmeldung (mind. 6 Monate vor gewünschtem Eintritt) wird eine Warte-

zeit von bis zu 3 Monaten auf einen Kita – Platz als „vertretbar“ angesehen z.B. Anmeldun-

gen im Januar auf September, vertretbar Kita – Platz erst ab Dezember.  

Diese Vergabekriterien wurden im Jahr 2019 von den Kindergartenleitungen abgestimmt 

und im Kuratorium vorgestellt. Diese werden im zentralen Vormerksystem abgebildet und 

können bei Bedarf während des Tests sowie im Regelbetrieb angepasst werden. Eine Neu-

bewertung der Kriterien soll in Abstimmung mit dem Kuratorium Kindergärten erörtert wer-

den. 

Zusätzlicher Personalaufwand: 

Es entsteht ein einmaliger organisatorischer Aufwand für Einrichtung und Öffentlichkeitsar-

beit. Dieser könnte über das Hauptamt abgedeckt werden.  

Aufgrund der Erfahrungen in anderen Kommunen wird in Meißenheim (223 Plätze) ein Auf-

wand von ca. 0,2 VzÄ in der Verwaltung angenommen. 

Zur Umsetzung der zentralen Verwaltungsaufgaben könnte eine 0,2 VZÄ-Stelle geschaffen 

werden. Dies würde jährliche Kosten von rund 10.000 € verursachen. 

Im Kuratorium Kindergärten wurde vorgetragen, dass die Kita-Leitungen weiterhin stark aus-

gelastet sein werden. Das Zentrale Vormerksystem reduziert vor allem Doppelanmeldungen 

und den Verwaltungsaufwand, ersetzt jedoch nicht die Vergabeentscheidung. Nach einem 

Jahr soll der Verwaltungsaufwand evaluiert werden, um Einsparpotenziale zu identifizieren. 

Organisatorische Ansiedlung 

Die geschaffene Stelle wäre üblicherweise im Hauptamt anzusiedeln (klassische Verwaltungs-

tätigkeit). 

Alternativ könnte sie auch als Assistenz direkt in den Kindergärten wirken und dort Verwal-

tungsaufgaben übernehmen. Dies ist jedoch unüblich und würde zudem die klare Trennung 

von pädagogischen und administrativen Aufgaben erschweren. 

Zeitlicher Rahmen 

Frühjahr 2026: offizieller Start der zentralen Vormerkung in Meißenheim für das Kindergarten-

jahr 2026/2027. 

Der genaue Projektzeitplan ist als Anlage angehängt. 

Das Kuratorium Kindergärten, der Bezirksbeirat und Ortschaftsrat hat sich für die Einführung 

der zentralen Vormerkung nach dem vorgeschlagenen Modell ausgesprochen. 
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In der Diskussion wird angesprochen: 

- Der ursprünglich veranschlagte Aufwand von 0,2 VZÄ basierte auf Erfahrungen ande-

rer Kommunen. Vorgeschlagen wird, zunächst mit 0,1 VZÄ zu starten und nach einem 

Jahr den tatsächlichen Personalbedarf zu evaluieren. 

- Angesichts der Haushaltslage soll systematisch evaluiert werden, welches Einsparpo-

tenzial das zentrale Vormerksystem bietet und inwiefern sich dadurch Aufwände in 

den Kindergärten reduzieren lassen. 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, ein zentrales Vormerksystem für die 

Kindergarteneinrichtungen in der Gemeinde Meißenheim ab dem 01.03.2026 

einzuführen. Die Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen organisatori-

schen Schritte zur Einführung vorzubereiten und umzusetzen. 

Die aktuellen Platzvergabekriterien werden im zentralen Vormerksystem ab-

gebildet und können bei Bedarf während des Tests sowie im Regelbetrieb an-

gepasst werden. Eine Neubewertung der Kriterien soll in Abstimmung mit 

dem Kuratorium Kindergärten erörtert werden. 

Die Aufnahme des Betriebs erfolgt zum Kindergartenjahr 2026/2027. 

Ein Jahr nach Einführung soll evaluiert werden, wie groß die tatsächliche Ent-

lastung der Kindergärten ist und welches Einsparpotenzial im Betrieb der Kin-

dergärten besteht. 

Zur Durchführung der zentralen Koordinationsaufgaben wird im Hauptamt 

eine 0,10 VZÄ-Stelle eingerichtet (Kostenansatz 5.000 €/Jahr). 

10. Zweckverband "Industrie- und Gewerbepark Raum Lahr" Satzungsände-

rung 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbands „Industrie- und Gewerbepark Raum Lahr“, 

an dem die Gemeinde Meißenheim beteiligt ist, wird in der anstehenden Verbandsversamm-

lung am 17.12.2025 voraussichtlich (u. A.) über die folgenden Angelegenheiten beschließen: 

(1) Die Übernahme der Wasserversorgung im Verbandsgebiet 

(2) Den Austritt des Ortenaukreises aus dem Zweckverband 

(3) Das Ausscheiden des Ortenaukreises aus der IGZ GmbH und damit einhergehend die 

anteilige Übernahme von Gesellschaftsanteilen des Ortenaukreises durch den Zweck-

verband 

(4) Die Übernahme von Wirtschaftsförderungsmaßnahmen im Verbandsgebiet 
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(5) Modalitäten der Umlageerhebung 

Diese Angelegenheiten machen eine Änderung der Verbandssatzung erforderlich. Änderun-

gen der Verbandssatzung bedürfen nach § 16 der Verbandssatzung einer ¾- Mehrheit der 

Stimmen in der Verbandsversammlung. 

Die Verbandsmitglieder können ihren Vertretern in der Verbandsversammlung nach § 13 Abs. 

5 GKZ Weisungen erteilen. Die Prüfung der intrakommunalen Zuständigkeit für die Aus-

übung dieses Weisungsrechts obliegt den Verbandsmitgliedern.  

Damit die Gremien der Verbandsmitglieder gegebenenfalls von ihrem Weisungsrecht Ge-

brauch machen können, werden die Verbandsmitglieder hiermit frühzeitig über die Angele-

genheiten, die in der Verbandsversammlung am 17.12.2025 voraussichtlich als Tagespunkte 

diskutiert werden, informiert. Die Einladung zur Verbandsversammlung wird den Verbands-

mitgliedern mit den endgültigen Tagesordnungspunkten satzungsgemäß schriftlich 10 Tage 

vor der Versammlung übersandt. 

1. Übernahme der Wasserversorgung im Verbandsgebiet 

Der Beschluss der Verbandsversammlung zur Übernahme der Aufgabe der Wasserversor-

gung auf dem Verbandsgebiet, die bislang die Belegenheitsgemeinden innehaben, und da-

mit einhergehend die Einfügung des § 10 Abs. 4b der Verbandssatzung haben folgenden Hin-

tergrund:  

Nach derzeitiger Rechtslage erschließt der Zweckverband „Industrie- und Gewerbepark 

Raum Lahr“ die Grundstücke im Verbandsgebiet. Am 01. Januar 2016 wurde der Eigenbetrieb 

Abwasserbeseitigung gegründet und dem Zweckverband die öffentliche Abwasserbeseiti-

gungspflicht übertragen. Die Frischwasserversorgung in den Bebauungsplangebieten IGP I 

und II erfolgt derzeit über die Stadt Lahr bzw. deren Konzessionsnehmer, die badenova-

NETZE. Im zukünftigen Bebauungsplangebiet IGP III sind die derzeitigen Abnehmer über 

eine private Leitung der IGZ GmbH an die Wasserversorgung angeschlossen. Ein großer Teil 

des zukünftigen Bebauungsplangebiets liegt auf der Gemarkung Schuttern (Gemeinde Frie-

senheim). 

In vorbereitenden Gesprächen mit den beiden Gemarkungsgemeinden Lahr und Friesenheim 

wurde erörtert, dass eine Versorgung des zu erschließenden Bebauungsplangebietes IGP III 

über die Ortsnetze dieser beiden Kommunen aus konzessionsrechtlichen bzw. betriebswirt-

schaftlichen Gründen nicht weiterverfolgt werden soll.  Vor dem Hintergrund einer einheitli-

chen Preisgestaltung soll die Wasserversorgung im Verbandsgebiet stattdessen durch eine 

neue Sparte im bestehenden Eigenbetrieb organisiert werden (analog zu der Schmutzwas-

serentsorgung). Dies wurde auch bereits mit der badenovaNETZE diskutiert. Die Übernahme 

der Wasserversorgung durch den Zweckverband soll zum 01.01.2027 erfolgen. 

Zuletzt wurde in der Zweckverbandsversammlung am 14.07.2025 über den aktuellen Stand 

der Planungen der Entwicklung des zukünftigen Bebauungsplangebiets „Industrie- und Ge-
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werbepark Raum Lahr III“ berichtet. Dabei wurde aufgrund der gemarkungsüberschreiten-

den Lage die Notwendigkeit der Neuregelung der Wasserversorgung im Verbandsgebiet 

dargestellt und die zur Übernahme erforderlichen Schritte und Maßnahmen detailliert be-

richtet. 

Zur Übernahme der Wasserversorgung im Zweckverbandsgebiet ist eine Änderung der 

Zweckverbandssatzung nach § 21 Abs. 2, 3 des Gesetzes über die kommunale Zusammenar-

beit („GKZ“) erforderlich.  

2. Austritt des Landkreises aus dem Zweckverband  

Der Beschluss zum Austritt des Ortenaukreises und der Änderung des § 12 der Verbandssat-

zung hat folgenden Hintergrund: 

In der Zweckverbandssitzung am 29.11.2024 hatte die Vertreterin des Ortenaukreises mitge-

teilt, dass der Ortenaukreis beabsichtige, einen Antrag aus Ausscheiden aus dem Zweckver-

band zu stellen. In der Sitzung des Kreistages vom 22.07.2025 wurde ein entsprechender Be-

schluss gefasst.  

Das Ausscheiden des Ortenaukreises aus dem Zweckverband macht eine Änderung der 

Zweckverbandssatzung notwendig, da die Mitgliedschaft im Zweckverband durch die Nen-

nung des Mitglieds nach § 6 Abs. 2 Nr. 2 GKZ in der Satzung konstituiert wird. Im Übrigen 

sind die Regelungen zur die Verteilung der Verbandsumlage den neuen Anteilsverhältnissen 

anzupassen (siehe unten). 

Die Möglichkeit eines Ausscheidens des Ortenaukreises auf dessen Antrag hin, wurde recht-

lich geprüft. Sowohl externe Rechtsberater als auch das Regierungspräsidium Freiburg (be-

reits im Jahr 2002) haben bestätigt, dass ein freiwilliges Ausscheiden eines Mitglieds möglich 

ist, wenn die nach der Verbandssatzung notwendige Mehrheit diesem Austritt zustimmt 

(„einvernehmliches Ausscheiden“). 

Die Zulässigkeit eines einvernehmlichen Ausscheidens folgt aus § 21 Abs. 4 Halbsatz 1 des Ge-

setzes über kommunale Zusammenarbeit („GKZ“). Die Verbandssatzung steht dem nicht 

entgegen. Diese regelt in § 12 bislang allein die Fälle eines Ausscheidens entweder gegen den 

Willen des ausscheidenden Mitglieds oder gegen den Willen der verbleibenden Mitglieder, 

jeweils aus wichtigem Grund. Für die Zukunft wird an dieser Stelle eine deklaratorische Sat-

zungsänderung angestrebt, um den Fall des einvernehmlichen Ausscheidens auch klar in der 

Satzung zu regeln. Die durch das Ausscheiden des Ortenaukreises freiwerdenden Anteile 

(5%) werden bei dessen Ausscheiden auf die verbleibenden Verbandsmitglieder im Verhältnis 

ihres bisherigen Verbandsumlagen-Anteils gem. § 10, Ziff. 3 verteilt. Dieser Verteilschlüssel 

liegt im Übrigen auch der Auskehrung der Pacht- und Veräußerungserlöse zu Grunde. 

 Die Stimmenanteile in der Verbandsversammlung würden sich wie folgt ändern: 
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3. Neue Aufgabe des Zweckverbandes: Wirtschaftsförderungsmaßnahmen im Ver-

bandsgebiet 

Der Änderung des § 2 Abs. 1 der Verbandssatzung liegt folgendes zugrunde: 

In der Sitzung vom 12.07.2024 hat die Verbandsversammlung der Gründung der startkLahr 

Innovationen GmbH unter Beteiligung der IGZ GmbH auf der Grundlage des Entwurfs für ei-

nen Gesellschaftsvertrag vom 08.05.2024 zugestimmt. Diese Gesellschaft hat die Aufgabe 

das im startkLahr Areal geplante Innovations- und Gründerzentrum InnoLAB33 aufzubauen 

und zu betreiben. Mit Schreiben vom 26.07.2024 hat das Regierungspräsidium Freiburg als 

Rechtsaufsichtsbehörde dieser mittelbaren Beteiligung des Zweckverbands die Gesetzmä-

ßigkeit bescheinigt. 

Im Zuge der Vorbesprechungen zum o. g. Sachverhalt mit dem Regierungspräsidium Frei-

burg wurde vereinbart, in die Verbandssatzung aufzunehmen, dass die Förderung von An-

siedlungsentwicklungen zu den Aufgaben des Zweckverbandes gehört. Dies war in der be-

stehenden Satzung bislang lediglich in der Präambel impliziert und soll mit der geplanten 

Satzungsänderung nun klargestellt werden. Es werden in § 2 der Verbandssatzung zwei mit 

dem Regierungspräsidium Freiburg abgestimmte Formulierungen aufgenommen, um dieser 

Vereinbarung nachzukommen und auch zukünftigen, ähnlichen Erfordernissen zu entspre-

chen. Aus Sicht des Zweckverbands handelt es sich um eine deklaratorische Änderung. 

Verbandsmitglied Anteil - bisher Stimmen bisher Anteil - neu Stimmen - neu 

Lahr  45% 9 47,37% 10 

Friesenheim  15% 3 15,79% 4 

Ettenheim  4% 1 4,21% 1 

Kippenheim  5% 1 5,26% 2 

Mahlberg  3% 1 3,16% 1 

Meißenheim  3% 1 3,16% 1 

Ringsheim  3% 1 3,16% 1 

Rust  3% 1 3,16% 1 

Seelbach  5% 1 5,26% 2 

Schuttertal  4% 1 4,21% 1 

Schwanau  5% 1 5,26% 2 

Ortenaukreis 5% 1 0,00% 0 

Gesamt 100% 22 100% 26 
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4. Modalitäten der Umlageerhebung 

Der Änderung von § 10 Abs. 3, 5 der Verbandssatzung, betreffend die Erhebung der Ver-

bandsumlage, liegen ebenfalls Empfehlungen der Kommunalaufsicht (Regierungspräsidium 

Freiburg) zugrunde. 

Die Erhebung der Verbandsumlage wird nach § 10 Abs. 3 erfolgt im Wege einer vorläufigen 

Festsetzung und einer abschließenden Festlegung durch Feststellung des Jahresabschlusses 

(„Spitzabrechnung“). Damit kann für ein laufendes Wirtschaftsjahr Liquidität gewährleistet 

werden. Bislang war nicht geregelt, wann die vorläufige Festsetzung der Höhe der Umlage 

zu erfolgen hat. Die Kommunalaufsicht hat empfohlen, dass insofern eine Festlegung in der 

Satzung erfolgt, wonach die Umlage mit dem Wirtschaftsplan festgesetzt wird. Entspre-

chend soll § 10 Abs. 3 der Verbandssatzung geändert werden. 

Darüber hinaus hat das Regierungspräsidium eine Änderung des § 10 Abs. 5 empfohlen, der 

die Erstattung der Umlage betrifft. Bislang konnte auf eine Erstattung verzichtet werden, 

wenn die für ein Wirtschaftsjahr festgesetzte Umlage für Aufwendungen im darauffolgen-

den Wirtschaftsjahr benötigt werden. Das Regierungspräsidium sieht hierin eine mögliche 

Abweichung vom Jährlichkeitsprinzip und hat empfohlen, diese Möglichkeit zu streichen.  

Der Zweckverband möchte den Empfehlungen des Regierungspräsidiums nachkommen. Die 

praktische Bedeutung der Änderung ist derzeit sehr gering, denn die Verbandsumlage 

wurde letztmalig im Jahr 2014 von den Zweckverbandsmitgliedern erhoben. Die eingezahl-

ten Umlagen wurden in den Jahren 2019 und 2021 vollständig an die Verbandskommunen 

ausgekehrt. 

5. Ausscheiden des Kreises aus der IGZ Raum Lahr GmbH 

Neben seinem Ausscheiden aus dem Zweckverband beabsichtigt der Ortenaukreis aus der 

IGZ Raum Lahr GmbH auszuscheiden und hat ebenfalls in der Kreistagssitzung vom 

22.07.2025 einen entsprechenden Entschluss gefasst. Der Zweckverband ist neben der Stadt 

Lahr, der Gemeinde Friesenheim und dem Ortenaukreis Gesellschafter.  

Vor diesem Hintergrund wird der Zweckverbandsversammlung und der IGZ-Gesellschafter-

versammlung die folgende Regelung vorgeschlagen: 

Die durch das Ausscheiden des Ortenaukreises freiwerdenden Gesellschafteranteile in Höhe 

von 15% des Stammkapitals (dies entspricht 7.800 €) sollen von den verbleibenden Gesell-

schaftern im Verhältnis zu deren bisherigen Gesellschafteranteilen erworben werden. Damit 

würde sich die neuen Gesellschafteranteile folgendermaßen darstellen: 
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Gesellschafter  Gesellschafteranteile 
– bisher 

Anteil Stamm-
kapital – bis-
her 

Gesellschafteranteile – 
neu 

Anteil Stamm-
kapital - neu 

Lahr 45 % 23.400 € 53,0 % 27.560 € 

Friesenheim  20 % 10.400 € 23,5 % 12.220 € 

Zweckverband 
IGP  

20 %  10.400 € 23,5 % 12.220 € 

Ortenaukreis 15 % 7.800 €   

Gesamt  100% 52.000 € 100 % 52.000 € 

Dementsprechend würde der Zweckverband einen zusätzlichen Stammkapitalanteil i.H.v. 

1.820 € vom Ortenaukreis erwerben.  Sein Anteil am Stammkapital erhöht sich um 3,5 Pro-

zentpunkte auf 23,5 %. 

Die Veränderungen der Anteile machen Anpassungen im Gesellschaftsvertrag erforderlich, 

die gewährleisten, dass sich an den bestehenden Anforderungen für die Entscheidungsfin-

dung nichts ändert und der Einfluss der Gesellschafter weiterhin ihrer jeweiligen Beteiligung 

entspricht: 

In § 6 Ziff. 1.1. des IGZ-Gesellschaftsvertrages 1 UR 285/ 2011 ist geregelt, dass  

„Maßnahmen von grundsätzlicher oder wesentlicher strategischer Bedeutung, die mit 

der Entwicklung und Vermarktung des Flughafenareals Ost und West zusammenhängen 

(…) mit einfacher Mehrheit beschlossen werden sollen.  

Da die Stadt Lahr auf Grund der oben vorgeschlagenen Neuverteilung der Gesellschafteran-

teile in Zukunft über eine einfache Mehrheit verfügen wird, sollen zukünftig Maßnahmen 

von wesentlicher strategischer Bedeutung für das Westareal einer 2/3 Mehrheit bedürfen. 

Beschlüsse über entsprechenden Maßnahmen, die das Ostareal betreffen, werden weiterhin 

mit einer einfachen Mehrheit möglich sein. § 6 Ziff. 1.1. des IGZ-Gesellschaftsvertrages wird 

entsprechend geändert. 

I. Der Gemeinderat weist einstimmig den Vertreter der Gemeinde in der Ver-
bandsversammlung des Zweckverbands „Industrie- und Gewerbepark Raum 
Lahr“ an: 

1) dem Abschluss des als Anlage 1 beigelegten öffentlich-rechtlichen Vertrags 
zwischen dem Zweckverband und den Gemeinden Stadt Lahr/Schwarzwald und 
Gemeinde Friesenheim über die Übertragung der Aufgabe der öffentlichen 
Wasserversorgung im Zweckverbandsgebiet von diesen Gemeinden auf den 
Zweckverband zuzustimmen, 

2) der Änderung der Verbandssatzung entsprechend der als Anlage 2 beige-
fügten Synopse zuzustimmen, 
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3) dem Weisungsbeschluss der Verbandsversammlung an den Vertreter des 
Zweckverbands in der Gesellschafterversammlung der IGZ - Industrie- und Ge-
werbezentrum Raum Lahr GmbH zuzustimmen, wonach dieser der Änderung 
des Gesellschaftsvertrags der IGZ GmbH gemäß der als Anlage 3 beigefügten 
Synopse zustimmen soll, und 

4) dem Abschluss des als Anlage 4 beigefügten Anteilsübertragungsvertrag 
zum Ankauf der durch das Ausscheiden des Ortenaukreises frei werden Gesell-
schafteranteile an der IGZ GmbH durch den Zweckverband zuzustimmen. 

II. Die Weisungen nach Ziff. I. gelten entsprechend für Beschlüsse der Ver-
bandsversammlungen, die den Ziff. I. 1) – 4) inhaltlich weitgehend entsprechen 
oder für den Fall, dass die Anlagen 1-3 nach diesem Beschluss in Bezug auf deren 
Inhalt unerheblich geändert werden. 

 

11. Vereinbarung zur Gestattung des Betriebs einer Funkfeststation auf dem 
Grundstück FlStNr. 4116 der Gemarkung Kürzell 

abgesetzt 

 

12.  Verschiedenes 

a) Nächste Termine: 
- 11.11.2025 – Martinsumzüge in den Ortsteilen 

-  Start: Evang. Kirche Meißenheim / Kath. Kirche Kürzell 

- 16.11.2025 – Volkstrauertag 

- 22.11.2025 – Weihnachtsmarkt in Meißenheim 

- 25.11.2025 – Infomarkt Regierungspräsidium Freiburg zum Integrierten Rheinpro-

gramm   

- 27.11.2025 – Verabschiedung Bürgermeister Alexander Schröder 

- 29.11.2025 – Haushaltsklausur  

- 30.11.2025 – Weihnachtsmarkt in Kürzell 

- 08.12.2025 – Einführung Bürgermeister Bodo Lange 

- 13.12.2025 – Haushaltsklausur 

 

13.  Frageviertelstunde 

 Der Kreis steigt aus dem IGP Lahr aus, da auf vielen Abschnitten bereits Unternehmen 
angesiedelt sind bzw. Flächen vermarktet wurden. Vor diesem Hintergrund sieht der 
Ortenaukreis keinen Anlass für ein weiteres Engagement. 
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 Waldwirtschaftsplanung: Für die ersten 500 m² gelten 100 €. Für darüberhinausge-
hende Flächen gelten niedrigere Sätze. 

 Die Wildkatze kommt in allen Wäldern der Rheinebene vor. 

 

Die Sitzung wird um 21:37 Uhr von Gemeinderätin S. Fischer geschlossen. 

 

Die Urkundspersonen Protokollführer / in 

 
 
Sabine Fischer, Gemeinderätin 

 
 
Matthias Wiedemer 

 
 
Hugo Wingert, Gemeinderat  

 
 

 
 
Martin Heimburger, Gemeinderat 

 

 


